
1 Ted Nordhaus und Michael Shellenberger: Investieren – nicht regulieren. Wie die USA wieder 
eine führende Rolle in der Klimapolitik einnehmen können, Internationale Politik, Februar 2009, 
S. 10–20. 
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Regulieren um zu investieren
Nur mit einem umfassenden Abkommen können wir das Klima retten

Sascha Müller-Kraenner | „Vergesst Kyoto“ – umfassende Investitionen in neue 
Energietechnologien führen zu einem besseren Klimaschutz, postulierte die 
IP im Februar. Ganz im Gegenteil: Nur ein rechtsverbindliches Klimaab-
kommen bietet den Rahmen für Investitionen. Denn die Lösung des Klima-
problems erfordert weniger technologische als politische Anstrengungen. 

Ted Nordhaus und Michael Shellen-
berger, Gründer des kalifornischen 
„Breakthrough Institute“, argumentie-
ren gegen eine Weiterentwicklung des 
Kyoto-Protokolls.1 Anstelle eines in-
ternationalen Abkommens mit verbind-
lichen Zielen, wie es auf der UN-
Klimakonferenz Ende 2009 in Kopen-
hagen vereinbart werden soll, schlagen 
die Autoren eine weltweite konzertier-
te Aktion vor, um „revolutionären 
neuen Energietechnologien“ zum 
Durchbruch zu verhelfen. Eine solche 
ökologische Modernisierungsstrategie 
bedarf jedoch der politischen Rahmen-
setzung. Diese ist aber nur zu leisten, 
wenn sich die Welt in Kopenhagen auf 
einen großen Klima-Deal zwischen 
Nord und Süd einigen kann.

Nordhaus/Shellenberger wenden 
sich nicht gegen die Defizite von Kyoto 
wie unzureichende Verpflichtungen 
oder Ausschluss wichtiger Schwellen-

länder, sondern kritisieren stattdessen 
die beiden Hauptstärken des Abkom-
mens: den völkerrechtlichen Charakter 
und die Möglichkeit für Vertragsstaa-
ten, nationale und regionale Emissi-
onshandelssysteme einzuführen. Ihr 
Hauptargument lautet dabei: Der An-
satz von Kyoto ist gescheitert. Nationa-
le Minderungsquoten und Kappungs-
grenzen, wie sie der Emissionshandel 
vorsieht, werden das Problem des 
wachsenden Energieverbrauchs welt-
weit nicht in den Griff bekommen. 
Stattdessen soll sich die Politik auf Fra-
gen der Energieversorgung durch neue 
saubere Technologien konzentrieren. 
Gefordert wird ein gigantisches, staat-
lich finanziertes Forschungs-, Techno-
logie- und Infrastrukturprogramm, um 
revolutionären neuen Energietechno-
logien zum Durchbruch zu verhelfen. 

Drei zentrale Punkte müssen rich-
tiggestellt werden:



Nur wenn der Staat mit dem 
Emissionshandel Erlöse 
erzielen kann, wird er in den 
Klimaschutz investieren 
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1. Nur ein rechtsverbindliches glo-
bales Klimaabkommen bietet den poli-
tischen Rahmen dafür, dass es nicht 
nur national, sondern auch in der bi- 
und multilateralen Zusammenarbeit 
zu der gewünschten Technologie-
offensive kommt. Die Autoren gehen 
richtigerweise davon aus, dass große 
Schwellenländer wie China und Indi-
en nicht bereit sein werden, ihre wirt-
schaftliche Entwicklung durch erhöh-
te Energiepreise und kostspielige Kli-
maschutzmaßnahmen zu gefährden. 
Deswegen wird die zentrale Voraus-
setzung jedes zukünftigen Klima-
schutzabkommens ein Tauschgeschäft 
sein, in dem Klimaschutzverpflich-
tungen der Schwellenländer finanziel-
len und technologischen Zusagen des 
Nordens gegenüberstehen.

Dieses System aus einander ergän-
zenden Verpflichtungen wird nur 
dann zustande kommen, wenn gleich-
zeitig die Industrieländer des Nordens 
den Schwellen- und Entwicklungslän-
dern des Südens erhebliche finanzielle 
und technologische Hilfe zusagen. Der 
völkerrechtlich verbindliche Rahmen, 
den einzig die Vereinten Nationen bie-
ten, ist dafür essentiell. Deshalb be-
standen China, Indien und andere auf 
der Klimakonferenz von Bali 2007 
auch darauf, dass sowohl zukünftige 
politische und finanzielle Verpflich-
tungen „messbar, berichtbar und veri-
fizierbar“ sein müssen. Gerade kleine-
re Entwicklungsländer werden „wei-
che“ Zusagen im Rahmen der G-8 
plus 5 und anderer internationaler 
Diskussionsforen nicht akzeptieren.

2. Nur über den globalen Kohlen-
stoffmarkt werden sich die notwendi-
gen privaten wie öffentlichen Mittel 
für Technologie- und Infrastruktur-
entwicklung mobilisieren lassen. 

Schon heute hat sich der im Rahmen 
des Kyoto-Protokolls geschaffene Clean 
Development Mechanismus (CDM) 
zum umfangreichsten Finanzierungs-
instrument für globalen Klimaschutz 
entwickelt. Anfang 2009 waren bereits 
knapp 1400 CDM-Projekte bewilligt 
und weitere 3000 in der Vorbereitung. 
Das Gesamtinvestitionsvolumen für 
diese Projekte wird bis 2012 im zwei-
stelligen Milliardenbereich liegen.

Auch staatliche Investitionen in 
den Klimaschutz werden nur möglich 
sein, wenn dem Staat über die Aukti-
onierungserlöse des Emissionshan-
dels zusätzliche Einnahmen entste-
hen. Vor allem in 
Zeiten wirtschaft-
licher Krise ist es 
absolut unrealis-
tisch zu glauben, 
dass staatliche In-
vestitionsprogramme aus laufenden 
Haushalten finanziert oder über die 
ohnehin schon überstrapazierten in-
ternationalen Finanzinstitutionen fi-
nanziert werden können.

3. Sollte es in Kopenhagen zu einer 
globalen Übereinkunft zwischen 
Industrie-, Schwellen- und Entwick-
lungsländern kommen, so wird nicht 
die Industriepolitik für den Norden, 
sondern die Entwicklungspolitik für 
den Süden den Kern dieses Abkom-
mens ausmachen. Die Vorstellung, 
dass westliche Länder zukünftig als 
Entwickler und Designer sauberer 
Energietechnologien fungieren, wäh-
rend die kostengünstige Produktion 
und der Konsum in Schwellen- und 
Entwicklungsländern stattfinden kön-
nen, wird den heutigen politischen 
Realitäten nicht gerecht. Ein Klima-
schutzregime, das nach den industrie-
politischen Bedürfnissen der Europä-



er und der USA ausgerichtet ist, wird 
nicht auf Akzeptanz stoßen.

Klimaschutz stellt sich dar als die 
zentrale globale Gerechtigkeitsfrage 
des 21. Jahrhunderts – als Interessen-
ausgleich zwischen Nord und Süd. 
Die vereinfachte Darstellung lautet: 
Der Norden ist historisch genau wie 
heute für den Großteil der Treibhaus-
gasemissionen verantwortlich und hat 

sich auf Grundlage 
seines hohen Ver-
brauchs fossiler 
Energieträger auf 
den jetzigen Stand 

entwickelt. Die Länder des Südens 
werden nun aufgefordert, auf be-
stimmte energiepolitische Optionen 
zu verzichten, die die Entwicklung 
des Nordens erst ermöglicht haben. 
Sie gehören außerdem zu den ersten 
Opfern des Klimawandels und besit-
zen nicht die finanziellen Möglichkei-
ten, sich durch aufwändige Deichbau-
ten und andere Infrastrukturmaßnah-
men dagegen zu wappnen.

Werden Schwellenländer wie 
China und Indien deswegen darauf 
verzichten, ihre billigen einheimi-
schen Kohleressourcen auszubeuten 
und stattdessen mit hohen Investitio-
nen auf einen sanfteren Energiepfad 
setzen? Die Antwort lautet, verein-
facht gesagt: „Ja – aber nur, wenn die 
Industrieländer uns die dafür notwen-
digen Technologien zur Verfügung 
stellen und sie bezahlen.“ Für den 
Süden stehen demnach Fragen der 
Verteilungsgerechtigkeit sowie der 
Zugang zu finanziellen und technolo-
gischen Ressourcen im Vordergrund.

Die tragenden Elemente des globa-
len Klima-Deals von Kopenhagen:

• Die Lösung des Klimaproblems ist 
nicht in erster Linie eine technolo-
gische, sondern eine politische He-
rausforderung. Um es mit Al Gore 
zu halten: „Der politische Wille ist 
eine erneuerbare Ressource.“

• Politische Vorgaben müssen Rich-
tung und Geschwindigkeit der 
technologischen und wirtschaftli-
chen Transformation weltweit be-
stimmen.

• Hauptmotiv dieses Wandels darf 
nicht „Verzicht“, sondern muss 
„Gerechtigkeit“ sein. Nur dann 
wird der Kampf gegen den Klima-
wandel zur einigenden politischen 
Kraft und nicht von anderen poli-
tischen, sozialen und ethnischen 
Spannungen überlagert.

• Der Klimawandel wird kommen. 
Die Menschheit braucht eine syn-
chrone Strategie, ihn möglichst zu 
bremsen und sich gleichzeitig an 
seine Auswirkungen anzupassen. 
Es geht also auch darum, den Kli-
mawandel verträglich zu gestalten.

• Der notwendige politische Wandel 
wird nur auf Grundlage eines welt-
weiten Minimalkonsens erfolgen. 
Im Zentrum der erforderlichen po-
litischen Anstrengungen müssen 
die Vereinten Nationen stehen. 
Der Kampf gegen den Klimawan-
del kann gleichzeitig dazu dienen, 
dass sich die UN erneuern.

Klimaschutz ist die zentrale 
globale Gerechtigkeitsfrage 
des 21. Jahrhunderts

SASCHA MÜLLER-
KRAENNER ist 
Geschäftsführer des 
Umweltverbands 
„The Nature Conser-
vancy“ in Europa.

 88  IP • April • 2009

Debatte


